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In dem üechtsstreit

Verkündet am

24„Febr„ 1965'

Kläger und Revieionsbeklagtén,

hat der 4 Senät des Bundessoäiälgerichts auf dief

.
mündliche Verhandlung vom 24 Februar 7965, an der
mitgewirkt haben

SenatsPräsident f P-e n q'u i't t
—'

.
Aals Vorsitzender,

_
Bundesrichter

_
S c h m i t t und

Bünäe3riChter
. Dr„ E c k e r ,

' }‘g
: “ "1 .' als weitere berufs—

‚_y '
- richter,}

Bundessozialrichter W e b e r und
_3 Bundessoäialrichter S c h m i d t

■als ehrenamtliche
.‘Riehter‚> -

für Recht erkannt:‚

Das Urteil des LandessozialgerichtS Niedersachsen vom
25 Juli 1962 wird aufgehobeno

Die Berufung des
Klägers

gegen das Urteil des Sozial—

„gerichts Lüneburg vom 23„ Oktober 1961 wird zurück—
gewiesen°

Kosten sind nicht zu erstatteno-*
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9.5.3.a..é-s.=.

Die Beteiligten streiten darüber, ob die demKläger mit
„Wirkung vom 1° Juli 1959 an bewilligte Rente wegen

berufsé

unfähigkeit nach den vor dem 1" Januar 1957 geltendeanor—
schriften oder — wie es die Beklagte mit dem angefochtenen

Bescheid getan hat — nach neuem; d„h° seit Januar 1957 —
geltendem Recht zu berechnen ist„‚ ‘ "”

Der am 24° Dezember 1890 geborene Kläger
war bis 1912 als

Schlosser versicherungspflichtig'beschäftigt„ Nachdem er _
bis zum Ende des ersten Weltkrieges Wehrdienst geleistet
hatte, heiratete er in einen landwirtschaftlichen Betrieb

ein und wurde selbständiger Landwirt° Als solcher ent—
richtete er_keine Beiträge mehr zur Invalidenversicherungg‚

Er nahm freiwillige Beitragsleistungen erst im Jahre 1953

auf und entwertete die Marken für 1951 und 1952° Sowohl
_ „diese beiden Jahre als auch die folgenden bis einschließ—

'1ich 1955 sind mit Beiträgen voll bölegt, so daß für die
Jahre 1951 bis 1955 insgesamt 60 Beitragsmonate zurückge—'

legt sind; zwei weitere im Jahre 1955 entrichtete Wochen—

‚beiträge rechnete die Beklagte für das Jahr 1956 an„‘

Am28° Dezember 1955 beantragte der Kläger erstmalig eine
Rente„ Diesen Antrag lehnte die Beklagte durch Bescheid

‚
vom1° Februar 1956 ab, weil der Kläger noch nicht invae'_'
lidc=sei und mit den seit 1951 entriehteten Beiträgen die

für die Altersrente'erforderliche längere Wartezeit von

„.180_Beitragsmonaten nicht erfüllt habe° Die hiergegen er-

hobene Klage nahm der Kläger am7_° Dezember 1956 zurück;

Im Jahre 1957 entrichtete der Kläger noch 24 freiwillige

f WOchenbeiträgeund entwértete sie für 1956„Am1o° April
"1957 beantragte er

erneut Rente aus der Rentenversicherung

der Arbeiter° Auch dieser Antrag wurde zunächst abgelehnt°

Die hiérgegen erhobene Klage führte zu einem Vergleich "
vom_18° Januar 1960 vor dem Sozialgericht (SG) Lüneburg ;2

_‘.“?“?“
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die Beklagte verpflichtete sich, Rente wegen berufsunfähig—

keit vom 10 Juli 1959 an zu gewähren„ ln Ausführung des Ver—

gleichs erteilte die Beklagte den mit der Klage angefochtenen

Rentenbescheid vom 25° Februar 1960, in welchem sie die Rente

— nach neuem Recht — mit monatlich 13,20 DM berechnete°

Mit der Klage verlangt der Kläger die Durchführung der Ver—

gleichsberechnung nach Arto 2 @ 42 des Arbeiterrentenver— .

sicherungs—Neuregelungsgesetzes (ArVNG) vom 23° Februar 1957
und Gewährung der Rente naeh den vor dem 10 Januar 1957

geltenden Vorschriften„ Das SG Lüneburg hat die Klage durch

Urteil vom 23„ Oktober 1961 mit der Begründung abgewiesen,
der Kläger habe keinen AnSpruch auf die sog° Vergleichsrente,

weil er für die Jahre 1957 und 1958 — die Jahre vor dem Ein—

tritt des Versieherungsfalls — nicht je neun Monatsbeiträge

entrichtet habe°

Nachdem der Kläger während des Berufungsverfahrens — im

Dezember 1961 — auf Anregung des Gerichts 18 Monatsbeiträge

zu je 14,— DM vorsorglich nachentrichtet hatte, hat das

Landessozialgericht (LSG) Niedersachsen durch Urteil vom

25° Juli 1962 die Beklagte verpflichtet, "eine Doppelberech—

nung der Rente nach altem und neuem necht vorzunehmen"°

Zur Begründung hat es im wesentlichen ausgeführt: Der Kläger

habe die Voraussetzungen des Art° 2 9 42 ArVNG\erfüllt°
Die Anwartschaft zum 1° Januar 1957 sei durch hntrichtung

von mindestens 26 Wochenbeiträgen für jedes Kalenderjahr

von 1951 an erhalten° Bei freiwilligen Beiträgen entschei—

de grundsätzlich der Wille des Entrichtenden darüber, für

welche Wochen die Beiträge gelten sollten„ Dieser Wille

sei regelmäßig dahin auszulegen, uaß die Beiträge inner—

halb der Grenzen des @ 1442 der heichsversicherungsordnung
(EVO) aF zur Heilung von Anwartschaftsmängeln anzurechnen

seien; die auf den Marken angegebenen Entwertungstage seien

nicht ausschließlich maßgebend° Als mutmaßlicher Wille des

Klägers am 1° Januar 1957 müsse daher angesehen werden, daß

von den im Jahre 1955 erworbenen und entwerteten Beiträgen
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nicht nur zwei, sondern 26
Beiträge

für das
Jahr 1956 anzu—v7_

rechnen seien° — Die für die Jahre 1957 und 1958 zu fordernäen

je neun Monatsbeiträge habe der Kläger noch im Dezember 1961

— innerhalb der wegen des von April 1957 bis Januar 1960

schwebenden Rentenverfahrens verlängerten Nachentrichtungs—

' frist — wirksam nachentrichtet°

‘_Gegen dieses Urteil hat die Beklagte — die vom LSG zugeé
lassene— Revision eingelegt° Sie hält die Voraussetzungen

i‘für die Durchführung der Vergleichsberechnung nach Arto 2
"% 42 ArVNG nicht für erfüllt° Vor allem sei, so führt siey'

aus, die Anwartschaft zum 1° Januar 1957 aus den vorher ente

richteten Beiträgen nieht ecrhalten geweseno Dem LSG sei 1

‚Zwar darin beizu;flichten, daß bei freiwilligen Beiträgen

_nicht in erster Linie das Entwertungsdatum, sondern der
.

_
Wille des Versiéherten darüber entscheide, für welche Zeit‚ „

l'die Beiträge anzurechnen seien° Das LSGhabe jedoch ver—_lf“'
kennt, daß es bei der Ermittlung des mutmaßlichen Willens

auf die Zeit äer BeitragSverwendung —hier das Jahr 1955—
ankomme° Damals_habe der Kläger aber eindeutig die Absicht

gehabt, durch Vollbelegung der Jahre von 19_51an möglichSt
bald und vor Eintritt der Invalidität die Wartezeit von

' 60 Beitragsmonaten zu erfüllen, um überhaupt in den Genuß

einer Rente kommen zu können. Dies ergebe sich aueh daraus,

daß er bereits am 28 Dezember 1955 einen Antrag auf Gewäh—
rung von Invalidenrente gestellt und den ablehnenden Be—_A

‚_
scheid vom 1° Februar 1956 mit der Klage angefochten habe,_“
Deshalb hätte äas LSG nicht von den für das Jahr 1955 ent—=

——werteten Beiträgen 24 für das Jahr 1956 anrechen duzfen„
Somit sei, weil der Kläger bis zum 1. Januar 1957 nicht ‘

Vmindestens 26 Wochenbeiträge für das Kalenderjahr 1956 ent—':

richtet habe und die später entrichteten Beiträge nicht a_ls

im Jahre 1956 entrichtet gelten könnten, schon die erste M>[i

- Voraussetzung für die Vergleichsbereehnung nicht erfüllt,

- 5
__G
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Außerdem fehle es an der wirksamen Entrichtung von je neun
Monatsbeiträgen für die Jahre 1957 und 1958„ Das Gesetz

lasse es nicht zu, solche Beiträge noch nach dem Eintritt

des Versicherungsfalles nachzuentribhten°

Die Beklagte beantragt,

das angefochtene Urteil aufzuheben und die

Derufung des Klägers gegen das Urteil des

SG Lüneburg vom 23° Oktober 1961 zurückzu—
weiseno

Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

Er pflichtet dem Urteil des LSG bei°

Die Revision ist zulässig und begründet„

Der Kläger hat schon deshalb keinen An8pruch auf die Ver—
‚gleichsberechnung nach Art° 2 5 42 ArVNG, weil aus den vor

dem 10 Januar 1957 entrichteten Beiträgen die Anwartschaft

zu diesem Zeitpunkt nach den bis dahin geltenden Vorschriften

nicht erhalten war°

Nach den Vorschriften über die Halbdeckung (@ 1265'RVO aF)]l

war die Anwartschaft unstreitig nicht erhalten" Der Kläger

‘hätte daher bis zum 31. Dezember 1956 für jedes Kalenderjahr

mindestens 26 Wochenbeiträge entrichten müssen (@ 1264 Abs°

1 BVG al‘)° An diesem Erfordernis fehlt es jedoch für das Jahr

1956° In diesem Jahre hat der Kläger weder Beitragsmarken

erworben noch hat er solche für das Jahr 1956 entwerteto
Gleichwohl könnten — darin ist dem LSG beizupflichten — in

den früheren Jahren entrichtete und damals zur Erhaltung der
Anwartschaft nicht benötigte Beiträge für das Jahro1956

angerechnet werden, sofern dies dem Interesse des Klägers
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und damit Seinem mutmaßlichen Willen ent3präche„ Der mut—
maßliche Wille des Versicherten für die zeitliche Zuofdnung

freiwilliger Beiträge ist jedoch entgegen der Rechteaüf—
fassung des LSG nieht aus der Sicht der am 1. Januar 1957

in Kraft getretenen Rentenvereicherungsneuregelung zu be«"
urteilen, vielmehr ist dabei auf die Zeit der Beitragéent» -'

richtung abzuetelle'n° Wie das Bundessozialgericht'(BSG) '

wiederholt entschieden hat, kann Inhalt des mutmaßlichen

Willens nur das sein, was eine die Verhältnisse überschauende

Person zur Zeit 'der Markenentwertung erkennen konnte (BSG ' '

SozR RVO 571264 aF Nrn„ 5 und 6) Ende des dehres 1955 mußte
nach dem feststehenden Sachverhalt der Wille des Klägers "1.

darauf gerichtet sein, die bis—dahin entrichteten frei—Ä"■l
willigen Beiträge — abgesehen von zwei überzähligen ?!ochen—
beiträgen — ausnahmslos für die Vergangenheit gelten zu

‘lassen; denn anderenfalls hätte er mit seinem Antrag vom
' 28° Dezember 1955 auf Rentengewährung schon deshalb keinen_‚

Erfolg haben können, weil die Wartezeit von 60 Beitrags47'

monaten nicht erfüllt géWesen wiire__° Daß er sich hierüber
'auch im klaren war, hat der Kläger in seinem Schriftsetz

„
vom 70 Januar ?963 eindeutig bestätigt; danach wollte er‚"

nach Entfichtung von 60 Monatsbeiträgeh vom ? 1. 7956 än'

" rentenbérechtigt sein° Das LSG hätte also über die bereits

von der Beklagten berüdksichtigten zwei Wochenbeiträge. "

' hinaus keine weiteren Beiträge des Klägers aus dem Jahre “

7955 für dae Jahr 1956 anrechun;. dürfen°

Die 24 freiwilligen Wochenbeiträéé,die der Kläger im ‘ „_„—Jahre 7957 für 1956 nachentrichtét hat; können nach der _‘

Ständigen Rechtsprechung des BSG nicht als anwartschafts—

erhaltend im Sinne des Art° 2 $ 42 ATVNG angesehen werden.

(vgi„ ese 16, 139; 15„273,274)„d1es auch nicht aus dem
vGeeichtepunkt eines sehwehenden Renten■erfahrens (vgl‚

„ 7‚_‚ ’?
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BSG SozR ArVNG Art, 2 @ 42 Nr° 9); denn das durch den Antrag
des Klägers vom 28° Dezember 1955 in Gang gekommene Verfahren

hatte am 7° Dezember 1956 durch Klagerüeknahme seine Erledigung

gefunden, so daß der Kläger hiernach noch Gelegenheit hatte, '
’die zur Erhaltung der Anwartschaft fehlenden Beiträge im Jahrci

1956 zu entrichten, Ob die Post in der Zeit zwischen dem "
_

'

7, und 31° Dezember 1956 Beitragsmarken der für den Kläger»
in betracht kommenden Klasse vorrätig hatte, bedarf keiner '

„Prüfung! Selbst wenn dies nicht der Fall gewesen sein sollte,„
wären die erst im Jahre 1957 nachentrichtetén Beiträge nicht
anwartschaftserhalténd zu berücksichtigen (DSG 15, 267; SozR

’ArVNGArte 2 s 42 Nr, 13)

‘Ob es einer Beitragsentrichtung im Jahre 1956 gleichzuer?‘

—achten wäre, wenn der Kläger sich vor dem 1, Januar 1957,be+_
*reit erklärt hätte, die zur Erhaltung seiner Anwartsdhaft

(
zu diesem Zeitpunkt erforderlichen Beiträge nachzuentrichten,

kann dahihsteheh, weil eine solche Bereiterklärung weder

vom LSG festgeStellt noch vom Kläger behauptet werden ist°

Hiernach war am 1; Januar 1957 die Anwartschaft aus den bis,
I„Zum Beginn des Jahres 1956 ehtrichteten Beiträgen erloschen;"

erhalten war sie nur aus zwei zulässigerweise für 1956 an-
gerechneten W0ehenbeiträgen° Diese vermögen aber nicht zur -

.
Rentenberechnung nach altem Recht zu führen, weil sie keine‚

neue Wartezeit erfüllen, dies auch nicht unter Hinzurechnung

der für die Zeit nach dem 31" Dezember 1956 entrichteten
Beiträge (vg1„ BSG15‚f271)1 '
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Die Klage ist somit unbégründet; dh die weitere Voräué—
} setzüng für die Vergleichsberechnung — wirksame Entrichtung

von neun Monatsbeiträgen für jedés Kälenderjahr seit 1957 vor

‚dem Eintritt des Versicherungsfallcs —erfüllt ist, kann
unentschieden bleiben„ Das Urteil des LSG muß aufgehoben'

und die Berufung des Klägers gegen die erstinstanzliche

.
Entscheidung zurückgewiesen werden°

Die Kostenentscheidung ergeht in Anwendungdég 5:19} Abs; 1

„
und 4 SGG‚__> „ . „ _ >, . ..
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